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LEITKULTUR IN DER POLIZEI BADEN-WÜRTTEMBERG

Vertrauen zurückgewinnen heißt, 
Konsequenzen umzusetzen
Gundram Lo� mann
Landesvorsitzender

Der Strafprozess gegen den ehemaligen
Inspekteur der Polizei Baden-Württem-

berg hat am 6. Juli 2026 mit dem Urteil seinen 
vorläu� gen Abschluss gefunden. Das Land-
gericht Stuttgart sprach den ehemaligen In-
spekteur der Polizei erneut vom Vorwurf der 
Bestechlichkeit frei. Unabhängig vom Urteil 
gilt für die Gewerkscha�  der Polizei uneinge-
schränkt die Unschuldsvermutung bis zu ei-
ner rechtskrä� igen Entscheidung.

Für die GdP geht es jedoch längst um mehr 
als um die strafrechtliche Bewertung eines 
Einzelfalls. Der Fall hat das Vertrauen vieler 
Beschä� igter in Führungsstrukturen, Per-
sonalentscheidungen und Auswahlverfah-
ren nachhaltig erschüttert. Dieses Vertrauen 
zurückzugewinnen, ist eine der wichtigsten 
Aufgaben für die Polizei Baden-Württem-
berg.

Der Parlamentarische Untersuchungs-
ausschuss hat sich fast drei Jahre mit den 
Vorgängen beschä� igt. Er hat erhebliche 
personelle und � nanzielle Ressourcen ge-
bunden sowie zahlreiche Zeuginnen und 
Zeugen angehört. Viele Beschä� igte haben 
deshalb zu Recht erwartet, dass daraus kon-
krete Veränderungen entstehen. Nach Auf-
fassung der GdP sind diese jedoch bislang 
nicht erkennbar.

Gerade deshalb ist es enttäuschend, 
dass die umfangreichen Empfehlungen der 
Stabsstelle „Moderne Führungs- und Wer-
tekultur“ bislang kaum sichtbar umgesetzt 
wurden. Aus Sicht der GdP lässt sich eine 
konsequente Umsetzung der vorgeschlage-
nen Maßnahmen derzeit nicht erkennen. 
Viele Beschä� igte fragen sich deshalb, wel-
che konkreten Lehren aus Untersuchungs-
ausschuss und Aufarbeitung tatsächlich ge-
zogen wurden.

Dabei liegt seit Juli 2024 ein umfassen-
der Maßnahmenkatalog auf dem Tisch. Un-
ter der Leitung des heutigen Staatsministers 
Jörg Krauss wurden in einer landesweiten 

Beteiligung Gespräche mit mehr als 2.000 
Beschä� igten aus Polizei und Innenverwal-
tung geführt. Daraus entstanden 24 konkre-
te Handlungsempfehlungen für eine moder-
ne Führungs- und Wertekultur.

Die Empfehlungen tre� en den Kern der 
Problematik. Sie fordern mehr Objektivität 
und Transparenz bei Personalentscheidun-
gen, unabhängige Eignungsdiagnostik für 
herausgehobene Führungsfunktionen, nach-
vollziehbare Beurteilungen, verbindliche 
Vorgesetztenfeedbacks, klare Compliance-
Regeln bei möglichen Interessenkon� ikten 
sowie eine werteorientierte Führungskultur.

Besonders bemerkenswert ist, dass die 
Stabsstelle ausdrücklich feststellt, viele Be-
schä� igte hätten den Eindruck gewonnen, 
Stellenausschreibungen könnten auf ein-
zelne Personen zugeschnitten sein oder Be-
urteilungen stünden bereits im Vorfeld fest. 
Genau dieser Eindruck zerstört Vertrauen 
in die Organisation. Deshalb emp� ehlt die 
Stabsstelle objektivere Auswahlverfahren 
und eine stärkere Ausrichtung an Führungs-
kompetenz und persönlicher Eignung.

Ebenso wichtig ist die Empfehlung, klare 
Regelungen zu scha� en, damit persönliche 
Beziehungen keinen Ein� uss auf Personal-
entscheidungen, Beurteilungen oder Beför-
derungen nehmen können. Solche Compli-
ance-Regeln schützen nicht nur die Integrität 
der Verfahren, sondern auch alle Beteiligten.

Die GdP unterstützt diese Empfehlungen 
ausdrücklich. Sie greifen Forderungen auf, 
die wir seit Jahren vertreten. Beförderungen 
und Karriereentscheidungen müssen aus-
schließlich nach Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung erfolgen. Führung ver-
langt Vorbildfunktion, Integrität und sozia-
le Kompetenz. Fachliche Quali� kation allein 
reicht dafür nicht aus.

Kritisch sieht die GdP allerdings, dass 
zwischen den formulierten Handlungsemp-
fehlungen und ihrer tatsächlichen Umset-

zung bislang eine erhebliche Lücke besteht. 
Untersuchungsausschüsse, Berichte und 
Konzepte entfalten nur dann Wirkung, wenn 
daraus verbindliche Veränderungen entste-
hen. Daran fehlt es aus unserer Sicht bislang.

Dabei emp� ehlt die Stabsstelle ausdrück-
lich, die Umsetzung zentral zu steuern, die 
Führungsfortbildung auszubauen und die 
neuen Standards verbindlich in der Polizei 
zu verankern.

Die Polizei Baden-Württemberg genießt 
bei den Bürgerinnen und Bürgern weiterhin 
ein hohes Vertrauen. Dieses Vertrauen haben 
nicht einzelne Führungskrä� e gescha� en, 
sondern täglich mehrere Zehntausend Be-
schä� igte durch ihren professionellen und 
rechtsstaatlichen Einsatz erarbeitet. Gera-
de ihnen sind wir verp� ichtet, die richtigen 
Konsequenzen aus den Erfahrungen der ver-
gangenen Jahre zu ziehen. Der Fall des ehe-
maligen Inspekteurs der Polizei darf deshalb 
nicht mit dem Urteil enden. Er muss der Aus-
gangspunkt für eine konsequente Moderni-
sierung der Führungs- und Wertekultur sein.

Die GdP wird diesen Prozess weiterhin 
kritisch begleiten. Wir erwarten, dass die 
Handlungsempfehlungen der Stabsstelle 
nicht in Aktenordnern verbleiben, sondern 
endlich verbindlich umgesetzt werden. Nur 
so kann verlorenes Vertrauen dauerha�  zu-
rückgewonnen werden. I
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BUNDESWEIT ERSTES SEMINAR „VORBEREITUNG AUF DIE RENTE“ KAM GUT AN

Die Teilnehmer kamen aus Baden-
Württemberg, Bayern und Hessen
Martin Zerrinius
Landesseniorenvorsitzender

Neuland betraten die Seniorenvorstände
der Landesverbände BW, BY und HE mit 

dem Seminar „Vorbereitung auf die Rente“ 
für unsere Mitglieder aus dem Tarifbereich. 
Inspiriert durch Erfahrungen der bekannten 
Ruhestandsseminare für die Beamten, ent-
schlossen sich die Seniorengruppen der drei 
Landesverbände, ein neues dreitägiges Se-
minar zu entwickeln.

Perfekt organisiert wurde das Seminar 
von Uli Decker, Mitglied im Geschäftsfüh-
renden Landesseniorenvorstand BW, was er 
auch während der Veranstaltung managte. 
21 Teilnehmerinnen und Teilnehmer reisten 
am 8. Juni 2026 zur Hochschule der Polizei 
Baden-Württemberg, Institutsbereich Aus-
bildung Wertheim (IBA WH), an.

Mit einer Vorstellungsrunde begann der 
offizielle Teil des Seminars und zeigte da-
bei eine erste Herausforderung. Von Kassel 
im Norden, Offenburg im Süden und Regens-
burg im Osten reisten die Teilnehmer, davon 
übrigens fast die Hälfte Frauen, und sorgen 
für einen ordentlichen Mix an Dialekten. So 
war es für die Referentinnen und Referenten 

eine unvorhergesehene Aufgabe, sich sprach-
lich auf die Teilnehmenden einzustellen.

Den ersten Fachvortrag übernahm Frau 
Dr. Kathrin Tatschner vom Zentrum für Al-
tersmedizin in Würzburg. Im Zentrum stand 
die Frage „Gesund und Alter – das geht?“. 
Hinweise auf und Werbung für Vorsorge-
untersuchungen, Impfungen und viel Be-
wegung waren ihre Botschaft. Weiter ar-
gumentierte sie mit Lust auf Gesundhal-
tung, Veränderungen im Alter; mögliche 
Einschränkungen, Fragen des Gewichts 
und des guten Hörens und Sehens standen 
ebenso auf ihrer Agenda wie die Risiken 
von Herz-Kreislauf-Erkrankungen wie Blut-
hochdruck, Herzinfarkt und Schlaganfall, 
Diabetes, Krebs, Osteoporose und Demenz. 
Sie warb für körperliche Aktivitäten und de-
ren zahlreiche positive Auswirkungen. Bei-
spielhaft zählte sie tägliche Bewegung, die 
das Immunsystem, die Muskelkraft, die Be-

weglichkeit und den Gleichge-
wichtssinn stärkt, auf. Bewe-
gung hilft auch, das seelische 
Wohlbefinden zu fördern und 
Stress abzubauen.

Praktische Tipps und frei-
willige Aufgaben für die Ren-
te gab der Seniorenvorsitzende 
von Baden-Württemberg, Mar-
tin Zerrinius. Das Themenfeld 
umfasste ehrenamtliche Tätig-
keiten bis hin zu Reisemöglich-
keiten und sonstige Freizeitak-
tivitäten. Wichtig für ihn war 
die Empfehlung für ein struk-
turiertes Leben. Ein näheres 
Kennenlernen der Teilneh-
menden ergab sich am Abend 
im Vereinsheim des SV Nassig.

Der zweite Seminartag hatte es in sich. 
Zunächst zeigte Bernd Braun (GdP-Landes-
seniorenvorsitzender von Hessen) die Vor-
teile der GdP-Mitgliedschaft in der Rente. 
Mit großer Spannung wurde der Vortrag 
von Hans Peter Scherer von der Deutschen 
Rentenversicherung erwartet. Fragen zur 
Beendigung des Arbeitslebens, zu den Vo-

raussetzungen der Rentenpunkte wurden 
besprochen. Lehre, Studium, berufliche 
Ausbildung, Teilzeit, Arbeiten nach der Ren-
te, Mütterrente, Kindererziehungszeiten und 
Prävention waren Schlagworte seines Vor-

trages. Seine dringende Empfehlung lautete: 
für ein Gespräch für eine individuelle Bera-
tung bei der Deutschen Rentenversicherung 
einen Termin einholen, auch um Lücken in 
der Erwerbsbiografie festzustellen. Tarif-
beschäftigte des öffentlichen Dienstes ha-
ben bereits schon eine vom Deutschen Ge-
werkschaftsbund geforderte Betriebsrente. 
Aus diesem Grund wurde auch Frau Birgit 
Schertler von der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) zum Seminar 
eingeladen. Ihre Botschaft war, dass die 
Stellung des Antrags zur Auszahlung der Zu-

Die Teilnehmenden vor dem Tagungsgebäude (Martin Zerrinius ganz 
links, Bernd Braun, erste Reihe, 2. von links, Gerhard Knorr, erste Reihe 
Mitte, Uli Decker, letzte Reihe, links außen)

Sport mit Richard Fehrenbacher (Bildmitte vor der  
blauen Matte)

Weinprobe in Reicholzheim bei den Brüdern Ehrlenbach
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satzversicherung erst nach Erhalt des Ren-
tenbescheids möglich ist.

Von Jürgen Rittel, dem Zielgruppenma-
nager ö� entlicher Dienst in Süddeutsch-
land der SIGNAL IDUNA, gab es Informati-
onen über das Versicherungsunternehmen 
„Polizei-Versicherungs-AG (PVAG), von der 
GdP und SIGNAL IDUNA und deren Leistun-
gen, von der Kranken- und P� ege- über die 
Unfall- und Ha� p� ichtversicherung, über 
die Vorteile einer Mitgliedscha�  in der GdP 
bei verschiedenen Versicherungsanlässen 
und die bildha� e Darstellung von mögli-
chen Schadensereignissen.

Nach vielen Informationen zum Thema 
Rente und Versicherungen konnten sich die 
Teilnehmenden in der Sporthalle 45 Minu-
ten lang unter dem Motto „Fit im Alter – Be-
wegung im Alter“ mit Richard Fehrenbacher 
vom SV Nassig erholen. Nach dem Abendes-
sen wurden die Geheimnisse des Taubertals 

erkundet. Im Kleinbus ging es 
unter Leitung von Uli Decker 
zur Weinprobe beim Weingut 
Ehrlenbach in Reicholzheim.

Am dritten Seminartag, Mitt-
woch, 10. Juni 2026, erö� nete 
unser GdP-Bundesseniorenvor-
sitzender Ewald Gerk das Tages-
programm mit seinem Beitrag 
zu den Themen Vorsorgevoll-
macht, Betreuungs- und Pati-
entenverfügung mit der drin-
genden Empfehlung, dies zu 
 regeln. In Vertretung des erkrankten Referen-
ten Gerhard Kaiser von der GdP Hessen refe-
rierte Uli Decker über die Grundzüge des Erb-
rechts.

Im zweiten Teil seiner Ausführungen 
ging Ewald Gerk auf die politischen Ent-
wicklungen zur Gesundheits- und P� ege-
versicherung, zum Bundeskongress und zu 

den Landtagswahlen im Herbst in Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern ein.

Den Abschluss des Seminars bildeten die 
Ausführungen von Gerhard Knorr, Landesse-
niorenvorsitzender in Bayern, zur Senioren-
arbeit vor Ort mit praktischen Beispielen. Er 
forderte auch die Teilnehmenden auf, sich in 
die Seniorenarbeit aktiv mit einzubringen. I

HITZE BRINGT POLIZEIBESCHÄFTIGTE AN LIMIT

Warum die Polizei endlich
moderne Arbeitsplätze braucht
Redaktion (TM)

Für die Gewerkscha�  der Polizei ist das seit
Jahren ein Dauerthema. Gerade in den 

Sommermonaten stehen die Beschwerde-
telefone der GdP und der Personalräte kaum 
still. Die Rückmeldungen gleichen sich nahe-
zu überall im Land. Schlechte Verschattung, 
fehlende Klimatisierung, unzureichende Lüf-
tungsmöglichkeiten und Gebäude, die den 
heutigen Anforderungen an einen modernen 
Arbeitsplatz längst nicht mehr entsprechen.

Polizeiarbeit besteht längst nicht aus-
schließlich aus Einsatzdienst. Auch die Be-
schä� igten in der Verwaltung, den Leitstel-
len, den Kriminalkommissariaten sowie in 
den Justiz- und Polizeibehörden müssen 
selbst bei hohen Außentemperaturen kon-
zentriert arbeiten, Entscheidungen tre� en, 
Ermittlungen bearbeiten, Vernehmungen 
durchführen oder Verwaltungsverfahren 
rechtssicher bearbeiten. Dafür sind Arbeits-
bedingungen erforderlich, die Gesundheit, 
Leistungsfähigkeit und Konzentration nach-
haltig sichern. 

Die Verantwortung liegt 
eindeutig beim Dienstherrn

Immer wieder unterstützen GdP-Bezirksgrup-
pen oder Personalvertretungen die Kollegin-
nen und Kollegen kurzfristig. Mobile Ven-
tilatoren werden bescha�  , Wasserspender 
organisiert oder Sonnenschutzmaßnahmen 
angeregt. Solche Aktionen helfen im Einzel-
fall und zeigen Solidarität. Sie ersetzen jedoch 
keine Fürsorgep� icht des Dienstherrn.

Die Verantwortung für sichere und gesund-
heitsgerechte Arbeitsplätze liegt rechtlich ein-

deutig beim Arbeitgeber beziehungsweise bei 
den jeweiligen Polizeipräsidien. Berufsvertre-
tungen können Missstände aufzeigen, auf Ab-
hilfe drängen und Beteiligungsrechte wahr-
nehmen. Sie können die baulichen De� zite je-
doch nicht selbst beseitigen.

Rechtliche Vorgaben 
sind eindeutig

Das Arbeitsschutzgesetz verp� ichtet den 
Arbeitgeber, die Arbeit so zu gestalten, 
dass Gefährdungen für Leben und Gesund-
heit möglichst vermieden werden. Ergän-
zend verlangt die Arbeitsstättenverordnung 
eine gesundheitlich zuträgliche Raumtem-
peratur. Konkretisiert werden diese Anfor-
derungen durch die Technischen Regeln 
für Arbeitsstätten ASR A3.5. Die Regelun-
gen unterscheiden verschiedene Tempera-
turbereiche:
•  Bis 26 Grad gelten Arbeitsräume grund-

sätzlich als unproblematisch.
• Überschreitet die Raumtemperatur bei

Außentemperaturen über 26 Grad die-

Ewald Gerk beim Vortrag zum Thema Vorsorgen
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Temperaturen über 30 Grad. Keine Seltenheit!
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sen Wert, sollen geeigne-
te Schutzmaßnahmen ge-
tro� en werden.

• Ab mehr als 30 Grad muss 
der Arbeitgeber wirksame

Maßnahmen ergreifen.  Dabei 
haben technische und organi-

satorische Lösungen Vorrang vor 
personenbezogenen Maßnahmen.

• Überschreitet die Raumtempera-
tur 35 Grad, ist der Raum ohne beson-

dere Schutzmaßnahmen grundsätz-
lich nicht mehr als Arbeitsraum geeig-

net.

Zu den vorgesehenen Maßnahmen gehören 
unter anderem wirksamer Sonnenschutz, 
frühzeitiges Lü� en, Nachtkühlung, � exib-
le Arbeitszeiten, Bereitstellung von Trink-
wasser, Reduzierung interner Wärmequel-
len oder technische Kühllösungen.

Kein Anspruch auf hitzefrei

O�  wird gefragt, ob Beschä� igte bei hohen 
Temperaturen einen Anspruch auf klimati-
sierte Büros oder sogar auf hitzefrei haben.

Die Antwort lautet Nein. Ein unmittelba-
rer Rechtsanspruch besteht nach der gelten-
den Rechtslage nicht. Gleichzeitig bedeutet 
das aber keineswegs, dass der Arbeitgeber 
untätig bleiben darf. Er bleibt verp� ichtet, 
die Gefährdung der Beschä� igten zu mini-
mieren und geeignete Schutzmaßnahmen 
umzusetzen. Genau darin liegt die Fürsor-
gep� icht des Dienstherrn.

Welche Möglichkeiten haben 
Beschä� igte?

Wer dauerha�  unter unzumutbaren Raum-
temperaturen arbeiten muss, sollte dies do-
kumentieren und der Dienststellenleitung 
melden. Personalräte besitzen nach dem 
Landespersonalvertretungsgesetz Beteili-
gungsrechte bei Maßnahmen des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes. Sie können auf 
Gefährdungsbeurteilungen drängen, Abhil-
femaßnahmen einfordern und die Einhal-
tung der Arbeitsschutzvorschri� en über-
wachen.

Daneben sind die Fachkrä� e für Arbeits-
sicherheit sowie die Betriebsärztinnen und 
Betriebsärzte einzubeziehen. Sie beraten 
den Arbeitgeber und bewerten die gesund-
heitlichen Risiken.

Bleiben erhebliche Mängel bestehen, 
können Beschä� igte und Personalvertre-
tungen auch die zuständigen Arbeitsschutz-
behörden einschalten.

Die GdP fordert einen 
Kurswechsel

Aus Sicht der GdP reicht es nicht aus, jeden 
Sommer erneut über Ventilatoren oder Was-
serkisten zu diskutieren. Das eigentliche 
Problem liegt in zahlreichen sanierungs-
bedür� igen Polizeigebäuden.

Besonders kritisch sieht die GdP die poli-
tische Vorgabe der grün-geführten Landes-
regierung, bei Sanierungen und Neubauten 
aus Gründen des Klimaschutzes und der 
CO₂-Reduzierung vielfach auf klassische 

Klimaanlagen zu verzichten oder diese nur 
sehr eingeschränkt vorzusehen.

Klimaschutz ist ein wichtiges Ziel. Er darf 
jedoch nicht dazu führen, dass Polizeibe-
schä� igte über Wochen unter Bedingungen 
arbeiten müssen, die Gesundheit, Konzent-
ration und Leistungsfähigkeit erheblich be-
einträchtigen.

Moderne Polizeigebäude müssen beides 
leisten. Sie müssen energiee�  zient sein 
und gleichzeitig den Menschen im Gebäu-
de wirksam vor Hitzebelastung schützen. 
Moderne Kühlkonzepte, intelligente Ge-
bäudesteuerung und zeitgemäße Klima-
technik schließen sich mit Klimaschutz 
nicht aus.

Polizeiarbeit funktioniert 
nur mit leistungsfähigen 
Beschä� igten

Die Polizei arbeitet rund um die Uhr. Ermitt-
lungen, Leitstellen, Führungsstäbe, Krimi-
nalpolizei und Verwaltung können ihre Ar-
beit nicht einfach einstellen, wenn das Ther-
mometer steigt.

Wer von den Beschä� igten Höchstleis-
tungen erwartet, muss auch für zeitgemäße 
Arbeitsbedingungen sorgen.

Für die GdP ist deshalb klar: Hitzeschutz 
ist kein Komfortthema. Er ist Teil des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes und Aus-
druck der Fürsorgep� icht des Dienstherrn. 
Wer in moderne Polizeigebäude investiert, 
investiert zugleich in die Gesundheit der Be-
schä� igten, in die Einsatzfähigkeit der Po-
lizei und in die Sicherheit der Bürgerinnen 
und Bürger. I

sen Wert, sollen geeigne-
te Schutzmaßnahmen ge-
tro� en werden.

• Ab mehr als 30 Grad muss 
der Arbeitgeber wirksame 

Maßnahmen ergreifen.  Dabei 
haben technische und organi-

satorische Lösungen Vorrang vor 
personenbezogenen Maßnahmen.

• Überschreitet die Raumtempera-
tur 35 Grad, ist der Raum ohne beson-

dere Schutzmaßnahmen grundsätz-
lich nicht mehr als Arbeitsraum geeig-

net.

Zu den vorgesehenen Maßnahmen gehören 
unter anderem wirksamer Sonnenschutz, 
frühzeitiges Lü� en, Nachtkühlung, � exib-
le Arbeitszeiten, Bereitstellung von Trink-
wasser, Reduzierung interner Wärmequel-

Foto: Digihelion/Adobestock
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GdP-RECHTSSCHUTZ

VG Karlsruhe: „Polizist handelte 
nicht grob fahrlässig“
Redaktion (TM)

Der GdP-Rechtsschutz hat erneut seine
Leistungsfähigkeit unter Beweis gestellt. 

Ein Mitglied der GdP musste sich gegen eine 
Regressforderung eines Polizeipräsidiums 
in Höhe von 2.089,17 Euro zur Wehr setzen. 
Dem Kollegen wurde nach einem Verkehrs-
unfall mit einem Dienstfahrzeug grobe Fahr-
lässigkeit vorgeworfen.

Auf Initiative des Mannheimer GdP-Vor-
sitzenden Thomas Mohr wurde gegen den 
Forderungsbescheid des Polizeipräsidiums 
Klage beim Verwaltungsgericht Karlsruhe 
erhoben. Ziel war die gerichtliche Überprü-
fung der Regressforderung und insbesonde-
re der Frage, ob tatsächlich grobe Fahrläs-
sigkeit vorlag.

Dem Verfahren lag folgender 
Sachverhalt zugrunde

Am 17. Juli 2024 brachte eine Streifenwa-
genbesatzung einen Beschuldigten in den 
Gewahrsam eines Polizeireviers. Hier-
zu wurde ein Mercedes Vito im Zufahrts-
bereich der Fahrzeughalle abgestellt. Die 
Schiebetür auf der Beifahrerseite blieb ge-
ö� net. Um die Durchfahrt in der Fahrzeug-
halle wieder freizumachen, setzte der Kol-
lege das Dienstfahrzeug um. Dabei bemerk-
te er die noch geö� nete Schiebetür nicht 
und strei� e beim Herausfahren ein gepark-
tes Dienstfahrzeug. Das Polizeipräsidium 
wertete dieses Verhalten als grob fahrläs-
sig und nahm den Beamten mit einem Leis-
tungsbescheid von rund 2.000 Euro Scha-
densersatz in Anspruch.

Bereits im Vorfeld des Verfahrens mach-
te der Vorsitzende Richter am Verwaltungs-
gericht Karlsruhe, Dr. Stephan Beichel-Be-
nedetti, deutlich, dass er den Sachverhalt 
anhand der Akten allein nicht abschlie-
ßend beurteilen könne. Wörtlich führte er 
aus: „Allein anhand der Aktenlage kann ich 
die Situation nicht gut einschätzen. Daher 

halte ich es für sinnvoll, wenn wir den Fall 
vor Ort verhandeln, und bitte dazu um Her-
stellung der Situation dort unter Bereitstel-
lung des betro� enen Fahrzeugs oder eines 
baugleichen Fahrzeugs.“ Diese Einschät-
zung erwies sich als richtungsweisend. 
Am 29. Juni 2026 fand die mündliche Ver-
handlung mit Ortstermin an dem betre� en-
den Polizeirevier statt. Thomas Mohr nahm 
als Vertreter der GdP Mannheim an der Ver-
handlung teil. Vor Ort wurde die Unfallsitu-
ation mit einem baugleichen Fahrzeug ori-
ginalgetreu nachgestellt. Dabei verscha�  e 
sich das Gericht einen unmittelbaren Ein-
druck von den äußerst beengten räumli-
chen Verhältnissen im Zufahrtsbereich der 
Fahrzeughalle.

Nach Abschluss der Beweisaufnahme 
erklärte der Vorsitzende Richter am Verwal-

tungsgericht, Dr. Stephan Beichel-Benedet-
ti, dass er die Voraussetzungen einer groben 
Fahrlässigkeit nach seiner vorläu� gen recht-
lichen Bewertung nicht erkennen könne. Er 
kündigte an, einen entsprechenden gericht-
lichen Beschluss zu erlassen, sofern das Po-
lizeipräsidium Mannheim die Regressforde-
rung nicht zurücknehme. Zugleich regte er 
an, die Regressforderung bereits im Termin 
zurückzunehmen.

Nach kurzer Beratung entschied sich 
das Polizeipräsidium, die Regressforderung 
vollständig zurückzunehmen. Das Verfah-
ren war damit beendet. Unser GdP-Mitglied 
muss keinen Schadensersatz leisten.

Bemerkenswert war zudem die Aussage 
des Vertreters des Referats Recht und Da-
tenschutz des Polizeipräsidiums. Im Zusam-
menhang mit der vom Gericht angesproche-

Thomas Mohr schaut sich die nachgestellte Unfallsituation bei dem Vor-Ort-Gerichtstermin genau an.
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SCHREIBEN AN DEN FINANZMINISTER

GdP fordert 
Entlastung 
bei der 
Beihilfe
Martin Zerrinius

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) setzt
sich nachdrücklich dafür ein, die Ein-

kommensgrenze für Ehe- und Lebenspart-
ner und Lebenspartnerinnen, die maßgeb-
lich für die Berücksichtigung von Aufwen-
dungen in den Beihilfeverordnungen des 
Bundes und der Länder ist, einheitlich auf 
mindestens 22.648 Euro anzuheben und 
jährlich an die Entwicklung der Rentenwert
erhöhung anzupassen. Alternativ kann als 
Einkommensgrenze der doppelte Steuerfrei-
betrag angesetzt werden. Derzeit liegt die 
Grenze bei 20.000 Euro. In einem Schrei-
ben an Landesfinanzminister Dr. Danyal 
Bayaz wies der Landesseniorenvorsitzen-
de der GdP BW auf diese Unstimmigkeit hin.

Die derzeitige Regelung zur Berücksich-
tigung von Aufwendungen für Ehe- und 
Lebenspartner:innen in den Beihilfever-
ordnungen ist zwischen Bund und Län-
dern uneinheitlich ausgestaltet. Die beste-
henden Unterschiede bei den Einkommens-
grenzen führen zu nicht gerechtfertigten 
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nen erheblichen finanziellen Belastung für 
den betroffenen Beamten erklärte er, dass 
Regressforderungen regelmäßig über die 
Versicherungen der Berufsvertretungen ab-
gesichert seien.

Der Fall zeigt eindrucksvoll, dass Re-
gressforderungen gegen Polizeibeschäftig-
te stets einer sorgfältigen Einzelfallprüfung 
bedürfen. Der Eintritt eines Schadens allein 
rechtfertigt noch lange nicht den Vorwurf 
grober Fahrlässigkeit. Maßgeblich sind viel-
mehr die konkreten Umstände des jeweili-
gen Einzelfalls. Genau diese konnten erst 
durch den Ortstermin und die Nachstel-

lung des Unfallgeschehens umfassend ge-
würdigt werden.

Thomas Mohr erklärt hierzu: „Dieser Ver-
fahrensausgang bestätigt unsere Rechtsauf-
fassung. Wer grobe Fahrlässigkeit behauptet, 
muss die hohen rechtlichen Voraussetzungen 
auch nachweisen können. Regressforderun-
gen dürfen niemals schematisch erfolgen. 
Jeder einzelne Fall ist anhand der tatsäch-
lichen Umstände sorgfältig zu prüfen. Da-
für setzen wir uns als GdP-Mannheim kon-
sequent ein.“

Unser Mitglied bedankte sich nach Ab-
schluss des Verfahrens ausdrücklich für die 

Unterstützung durch die GdP und den ge-
währten GdP-Rechtsschutz. Der erfolgreiche 
Ausgang des Verfahrens unterstreicht er-
neut den hohen Stellenwert des GdP-Rechts-
schutzes. Gerade in dienstrechtlichen Ver-
fahren zeigt sich, wie wichtig eine kompe-
tente rechtliche Begleitung und eine starke 
Interessenvertretung sind. Danke auch an 
unsere PVAG-Versicherung, die Regressfor-
derungen gegen unsere GdP-Mitglieder ab-
sichert.

GdP-Rechtsschutz und PVAG.
Wir halten, was andere versprechen.
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Ungleichbehandlungen von Beamtinnen 
und Beamten je nach Dienstherrn. Diese 
föderal bedingten Abweichungen beein-
trächtigen die Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit des Beihilfesystems und stehen 
dem Ziel gleichwertiger Lebensverhältnis-
se entgegen.

Eine bundeseinheitliche Regelung wür-
de demgegenüber die Rechtsklarheit deut-
lich erhöhen, Verwaltungsaufwand redu-
zieren und die Beihilfe als Fürsorgeleistung 
besser verständlich und verlässlich ausge-
stalten. Insbesondere vor dem Hintergrund 
steigender Mobilität innerhalb des öffentli-
chen Dienstes ist eine Harmonisierung sach-
gerecht und geboten.

Darüber hinaus ist die derzeit vielfach 
geltende Einkommensgrenze nicht mehr 
zeitgemäß. Sie trägt den realen Lebenshal-
tungskosten sowie den Entwicklungen bei 
Einkommen und Erwerbsbiografien nicht 
ausreichend Rechnung. Selbst vergleichs-
weise geringe eigene Einkünfte von Ehe- 
oder Lebenspartner:innen können derzeit 
bereits zum vollständigen Ausschluss aus 
der Beihilfefähigkeit führen. Dies kann 
dazu führen, dass betroffene Haushalte un-
verhältnismäßig belastet werden, obwohl 
keine ausreichende eigenständige Absiche-
rung besteht. Eine Anhebung der Einkom-
mensgrenze würde demgegenüber
• der allgemeinen Einkommens- und Preis-

entwicklung Rechnung tragen,
• Erwerbsanreize für Ehe- und Lebens-

partner:innen erhalten und nicht kon-
terkarieren,

• insbesondere Teilzeitbeschäftigte und
Personen mit unterbrochenen Erwerbs-
biografien besser berücksichtigen sowie

• die soziale Ausgewogenheit innerhalb
des Beihilfesystems stärken.

Zugleich bleibt gewährleistet, dass die Bei-
hilfe zielgerichtet eingesetzt wird. Denn 
weiterhin gilt, dass Ehe- oder Lebenspart-
ner:innen nur dann im Bemessungssatz be-
rücksichtigt werden können, wenn sie nicht 
bereits anderweitig abgesichert sind, etwa 
durch eine Pflichtversicherung in der gesetz-
lichen Krankenversicherung (einschließlich 
der Krankenversicherung der Rentner) oder 
durch einen eigenen Beihilfeanspruch. So-
mit wird eine doppelte Absicherung vermie-
den und die Systemkohärenz gewahrt.

Nicht zuletzt leistet eine angemessen an-
gehobene und einheitliche Einkommens-

grenze einen wichtigen Beitrag zur Attrak-
tivität des öffentlichen Dienstes. Gerade vor 
dem Hintergrund des zunehmenden Wettbe-
werbs um Fachkräfte ist ein transparentes, 
gerechtes und verlässliches Beihilfesystem 
ein bedeutender Faktor.

Vor diesem Hintergrund wurde darum 
gebeten, die Einkommensgrenze zu erhö-
hen und für eine Vereinheitlichung der Bei-
hilfeverordnungen von Bund und Ländern 
zu sorgen.

In seinem Antwortschreiben ging der Mi-
nister auf die Hinweise ein und teilte mit, 
dass sich Landesregierung im Koalitions-
vertrag das Ziel gesetzt hat, die Attraktivi-
tät des öffentlichen Dienstes weiter zu stär-
ken und dabei auch bestehende Regelungen 
im Beihilferecht in den Blick zu nehmen. In 
diesem Zusammenhang wird auch eine An-
passung der beihilferechtlichen Einkünfte-
grenze geprüft. Die von der GdP vorgetra-
genen Überlegungen werden in diesem Zu-
sammenhang berücksichtigt.

Eine Änderung der geltenden Rege-
lungen bedürfe jedoch einer sorgfälti-
gen Abwägung, so der Minister. Neben 
den finanziellen Auswirkungen seien da-
bei insbesondere Fragen der Fürsorge des 
Dienstherrn, der Zielgenauigkeit und der 
Systemgerechtigkeit sowie die Wechsel-
wirkungen mit anderen Bereichen des Ge-
sundheits-, Besoldungs- und Versorgungs-
rechts zu berücksichtigen. In die Betrach-
tung werden auch die Regelungen des 
Bundes und anderer Länder einbezogen, 
soweit dies für die Ausgestaltung einer 
sachgerechten und ausgewogenen Lösung 
von Bedeutung ist.

Die Vorhaben des Koalitionsvertrags 
stehen zugleich unter dem Vorbehalt ih-
rer finanziellen Umsetzbarkeit und der je-
weiligen haushaltsrechtlichen Rahmenbe-
dingungen. Aussagen über mögliche Ände-
rungen und deren konkrete Ausgestaltung 
können daher erst nach Abschluss der er-
forderlichen Prüfungs- und Abstimmungs-
prozesse innerhalb der Landesregierung ge-
troffen werden.

Die Hinweise und Anregungen der Ge-
werkschaften und Berufsverbände des öf-
fentlichen Dienstes seien für die Meinungs-
bildung der Landesregierung von beson-
derem Wert. Sie leisten einen wichtigen 
Beitrag zur Weiterentwicklung des öffent-
lichen Dienstrechts, so Minister Dr. Bayaz, 
und sprach seinen Dank aus.  I

JETZTANMELDEN!

BOS-Tag 2026 

Der Staatsanzeiger BOS-Tag ist ein 
Fachtag für Führungskräfte und 
Entscheidungsträger:innen aus 
Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben. Im Fokus 
steht in diesem Jahr ein Thema 
von höchster gesellschaftlicher 
Relevanz: der Schutz kritischer 
Infrastrukturen. Am 19. November 
im Landratsamt Rastatt.

Weitere Informationen unter:
bos-tag.staatsanzeiger.de

Kritische 
Infrastrukturen 
schützen

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP), Landesbezirk Baden-Württemberg, ist Koopera
tionspartner des BOS-Tag 2026. Mitglieder bekommen 10 Prozent Rabatt. Der Code kann 
über events@gdp-bw.de angefordert werden.



STEHT HINTER DIR

Auch für Dich!
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) setzt sich als weltweit größte Interes-
senvertretung der Polizei nicht nur für Deine beruflichen Belange ein. 
Sie hat auch zusammen mit der SIGNAL IDUNA Gruppe das Gemein-
schaftsunternehmen PVAG, die Polizeiversicherungs-AG,  gegründet. 
Diese einmalige Kombination schützt Dich in allen Bereichen Deines 
Berufs – egal ob in Uniform oder privat. 

Für alle Polizeibeschäftigten 
sind wir die Rückendeckung.

Profiberatung 
in Deiner Nähe

Kontaktdaten scannen!

PVAG Polizeiversicherungs-AG
Regionalleiter für den Öffentlichen
Dienst
Jürgen Rittel

Mies-van-der-Rohe-Str. 6
80807 München
Telefon 089-55144-110
Mobil 0160-7233808
juergen.rittel@signal-iduna.de 
www.pvag.de


